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Protokoll

der 1. Sitzung des Migrationsbeirats

des Landkreises Hildesheim

am 18.04.2007
Anwesende sieh Anwesenheitsliste

Tagesordnung:
1. Begrüßung und persönliche Vorstellung

2. Wahl eines/einer Vorsitzenden und einer/eines stellvertretenden Vorsitzenden

3. Handhabung der Geschäftsordnung

4. „Erfolgreiche Integration ist kein Zufall - Strategien kommunaler Integrationspolitik“

5. Diskussion und Verabredung über Aufgabenstellung und Aufgabenerledigung des Migra​tionsbeirates

6. Verschiedenes

Herr Bange begrüßt im Namen des Landrats die Beiratsmitglieder.

Im Anschluss an eine persönliche Vorstellungsrunde wird durch Handaufheben der Vorsitz und der stellvertretende Vorsitz bestimmt. Einziger Vorschlag für die Position des Vorsitzen​den ist Herr Beushausen. Einziger Vorschlag für die Position der stellvertretenden Vorsitzen​den ist Frau Uyulgan. Herr Beushausen und Frau Uyulgan werden jeweils einstimmig ge​wählt.

Herr Bange erläutert den vorliegenden Entwurf einer Geschäftsordnung. Die Geschäftsord​nung wird in der vorliegenden Fassung einstimmig beschlossen.

Frau Walther von der Bertelsmann Stiftung berichtet anschließend ausführlich über Ergeb​nisse und Erfahrungen des Wettbewerbs „Erfolgreiche Integration ist kein Zufall - Strategien kommunaler Integrationspolitik“. Anhand zahlreicher Beispiele hätten sich folgende Hand​lungsempfehlungen für eine erfolgreiche kommunale Integrationspolitik herausgestellt:

· Strategie und Konzeption entwickeln

· Integration als Querschnittsaufgabe verankern

· politische Verbindlichkeit herstellen

· Partizipation sicherstellen und bürgerschaftliches Engagement aktivieren

· Netzwerke aufbauen

· auf Stadtteil-(Orts-)Ebene planen und arbeiten

· Handlungsfelder bearbeiten

· Arbeitgeber Kommune: die interkulturelle Offnung der Verwaltung vorantreiben

· Dienstleister Kommune: Zugangsbarrieren abbauen

· Erfolge messen: Evaluation und Controlling

Aus der anschließenden Diskussion entwickelt der Beirat seine ersten Handlungsansätze. Um einen Überblick über alle auf dem Feld der Integration im Landkreis vorhandenen Tätig​keiten und Einrichtungen zu erhalten, wird das Jugendamt des Landkreises eine Abfrage bei allen Beiratsmitgliedern sowie den Städten, Gemeinden und Samtgemeinden vorbereiten. Darauf gründend soll eine Informationsplattform für die weitere Arbeit geschaffen werden. Auf Vorschlag von Frau von Woedtke soll sich die Abfrage nicht auf vorhandene Tätigkeiten beschränken, sondern bereits einen Bezug zu aktuellen Problemen und Entwicklungen her​stellen.

Mehrheitlich wird der Wunsch geäußert, die Stadt Hildesheim in die Arbeit des Migrationsbei​rats einzubeziehen, da eine erfolgreiche regionale Integrationspolitik ohne ein Zusammen​wirken mit der Stadt unrealistisch erscheint. Daher wird die Absicht bekundet, den Migrati​onsbeauftragten der Stadt Hildesheim zu den Sitzungen des Beirats hinzuzuziehen. Herr Bange sagt zu, sich hierum bemühen zu wollen. Ebenfalls sollen die Volkshochschule und der Kreisjugendring an den Sitzungen des Beirats teilnehmen.

Die Frage nach der Tagungshäufigkeit des Beirats wird mit der Frage verbunden, zu wann die Leitlinien fertiggestellt sein sollen. Herr Beushausen erläutert, dass es in dieser Hinsicht keine Vorgaben gebe, Ziel aber eine Fertigstellung deutlich vor Ende der Legislaturperiode des aktuellen Kreistags sein solle. Eine konkrete zeitliche Zielsetzung solle jedoch erst nach Auswertung der im Rahmen der Abfrage eingehenden Informationen sein.

Beschreibungen zukünftiger Projekte sollen so konkret wie möglich gefasst werden. Herr Beushausen weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass der Kreistag über die Durch​führung von Projekten zu entscheiden habe. Der Beirat schlage dem Kreistag die Projekte lediglich vor.

Die nächste Sitzung des Migrationsbeirats wird für Dienstag, den 26.06.2007, 16:00 Uhr ver​einbart. Das Jugendamt wird hierzu noch gesondert einladen. Die Sitzung findet im CDU-Fraktionsraum (Raum Nr. 284) im Kreishaus in Hildesheim statt.

gez.

Meyer

Anlagen:
· Informationsblatt des Landesfrauenrats Niedersachsen e.V. - „Praktische Solidarität mit Migrantinnen - Bleiberecht für Flüchtlingsfrauen“

· Leitlinien zur Integration von Migrantinnen und Migranten im Landkreis Hersfeld-Roten​burg 

